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Vollzugsverordnung zum Planungs- und Baugesetz 1 

(Änderung vom 7. März 2023) 

Der Regierungsrat des Kantons Schwyz, 

gestützt auf §§ 91 und 36a–36l des Planungs- und Baugesetzes vom 14. Mai 
1987,2 

beschliesst: 

I. 

Die Vollzugsverordnung zum Planungs- und Baugesetz vom 2. Dezember 19973 
wird wie folgt geändert: 

Erlasstitel 
Planungs- und Bauverordnung (PBV) 
 

§ 2 Abs. 4 (neu) 

4 Im Sinne des Planungs- und Baugesetzes bedeutet: 
a) Einzonung: Die Ausscheidung einer neuen Bauzone gemäss § 18 PBG; 
b) Umzonung: Die Zuweisung einer Bauzone zu einer anderen Bauzonenart; 
c) Aufzonung: Die Verbesserung der Nutzungsmöglichkeit einer Bauzone; 
d) Auszonung: Die Zuweisung einer Bauzone zu einer Nichtbauzone. 

§ 6 Abs. 3 (neu) 

3 Das Umweltdepartement erlässt kantonale Nutzungspläne und Planungszonen 
gemäss der Natur- und Heimatschutzgesetzgebung und für Materialabbau und 
Deponien (§ 10 Abs. 1 Bst. c PBG).  

Neuer Gliederungstitel vor § 26a 

E. Mehrwertabgabe 

§ 26a (neu) Schätzung und Zuständigkeit der Gemeinde 

1 Die kantonale Steuerverwaltung ermittelt die Höhe des Verkehrswerts gemäss 
§ 36f PBG und teilt diesen der Gemeinde mit. Die Steuerverwaltung stellt ihren 
Aufwand gemäss dem Gebührentarif in Rechnung. 
2 Die Gemeinde ist zuständig für: 
a) die Festlegung der Mehrwertabgabe; 
b) die Anmeldung der Eintragung und der Löschung des gesetzlichen Pfand-

rechts im Grundbuch; die Löschung bedarf der vorgängigen Zustimmung des 
Amts für Raumentwicklung; 

c) das Inkasso der Mehrwertabgabe. 
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3 Die Gemeinden reichen dem Volkswirtschaftsdepartement zur Vorprüfung der 
Nutzungspläne eine Liste der betreffenden Grundstücke unter Angabe der mehr-
wertabgabepflichtigen Grundstücksflächen ein. 

§ 26b (neu)  Information über die Mehrwertabgabe 

Die Gemeinden informieren die Stimmberechtigten anlässlich der öffentlichen 
Auflage der Nutzungsplanung über die Mehrwertabgaben. 

§ 26c (neu) Pflichten der Gemeinden 

1 Der Gemeinderat stellt dem Amt für Raumentwicklung eine Kopie der Mehr-
wertabgabeverfügung zur Kenntnis zu und meldet die Anmerkung der Höhe der 
Mehrwertabgabe beim Grundbuchamt an. 
2 Er meldet beim Grundbuchamt nach vollständiger Begleichung der Abgabe oder 
der Verjährung der Mehrwertabgabeforderung die Löschung der Anmerkungen (Ab-
gabepflicht und Höhe der Mehrwertabgabe) im Grundbuch an. 
3 Die Anmeldung der Löschung bedarf der vorgängigen Zustimmung des Amts für 
Raumentwicklung. 

§ 26d (neu) Elektronische Plattform Mehrwertabgabe 

1 Der Vollzug der Mehrwertabgabe und der gegenseitige Behördenverkehr werden 
über eine elektronische Plattform abgewickelt. 
2 Das Amt für Raumentwicklung betreibt die Plattform, regelt die Inhalte und die 
Berechtigungen der Benutzergruppen. 

§ 26e (neu) Abgabepflicht bei Baurechten 

1 Abgabepflichtig ist bei Grundstücken, die nicht mit Baurechten belastet sind, 
der Grundeigentümer, wenn er das Grundstück veräussert oder ein Baurecht ein-
räumt. 
2 Abgabepflichtig ist bei Grundstücken, die mit Baurechten belastet sind: 
a) der Grundeigentümer, wenn er das Grundstück veräussert; 
b) der Baurechtsnehmer, wenn er das Grundstück überbaut oder das Baurecht 

veräussert. 

§ 26f (neu) Landwirtschaftliche Ersatzbauten 

Tritt die Fälligkeit der Mehrwertabgabe vor Ablauf der Frist zur Beschaffung einer 
landwirtschaftlichen Ersatzbaute gemäss § 36f Abs. 3 PBG ein, wird der Bezug 
bis zum Ablauf der Frist aufgeschoben. 

§ 26g (neu) Zusammenhängende Grundstücke und Vollmacht 

1 Wirtschaftlich oder rechtlich zusammenhängende Grundstücke sind zusammen 
zu betrachten. 
2 Parzellierungen zur Umgehung der Mehrwertabgabe sind für die Beurteilung der 
Mehrwertabgabepflicht unbeachtlich. 
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3 Werden bei gemeinschaftlichem Eigentum mit einer einzigen Planungsmass-
nahme mehr als drei Personen abgabepflichtig, haben diese einen gemeinsamen 
Vertreter zu bestimmen. 

§ 26h (neu) Aus- und Einzonungen 

Der Minderwert des ausgezonten Grundstücks wird beim Mehrwert des eingezon-
ten Grundstücks abgezogen, wenn: 
a) die Grundstücke demselben Grundeigentümer gehören und 
b) die Aus- und Einzonung einen räumlichen oder funktionalen Zusammenhang 

aufweist und im Rahmen derselben Änderung der Zonenplanung erfolgt. 

§ 26i (neu) Anteil des Kantons an der Mehrwertabgabe 

Der Gemeinderat überweist den kantonalen Anteil gemäss § 36f Abs. 4 PBG un-
mittelbar nach dessen Bezug in die kantonale Spezialfinanzierung. 

§ 26j (neu) Spezialfinanzierung des Kantons 

1 Das Volkswirtschaftsdepartement führt über den Anteil des Kantons an den 
Mehrwertabgaben eine Spezialfinanzierung. 
2 Die Verwaltungskosten des Kantons in Zusammenhang mit der Mehrwertabgabe 
werden der Spezialfinanzierung belastet. 
3 Die Spezialfinanzierung wird gemäss der Bestimmung von § 51 der Verordnung 
über den kantonalen Finanzhaushalt vom 9. Dezember 2015 (FHV)4 verzinst. 

§ 26k (neu) Verwendung der kantonalen Mittel 

1 Die kantonalen Mittel stehen im Rahmen von § 36j PBG für Gesuche der Ge-
meinden und kantonale Projekte zur Verfügung.  
2 Beiträge für die Entschädigung bei Auszonungen haben gegenüber Beiträgen an 
Landumlegungen und für andere Massnahmen der Raumplanung Vorrang. 
3 Beiträge an Landumlegungen und für andere Massnahmen der Raumplanung 
werden nur geleistet, wenn die Spezialfinanzierung mindestens 1 Mio. Franken 
aufweist.  
4 Der Regierungsrat entscheidet über die Verwendung der Mittel. 

§ 26l (neu) Beitragsgesuch 

1 Das Beitragsgesuch ist beim Amt für Raumentwicklung einzureichen und muss 
Folgendes enthalten: 
a) einen detaillierten Beschrieb der Massnahme samt den Plänen; 
b) eine Kostenberechnung und einen Finanzierungsplan; 
c) allfällige Beitragsgesuche, die an weitere Stellen gerichtet werden. 
2 Das Amt für Raumentwicklung kann zusätzliche Unterlagen verlangen, wenn 
dies für die Behandlung des Gesuchs erforderlich ist. 
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§ 26m (neu) Höhe und Beitragssatz 

1 Der Beitragssatz beträgt bis 50 % der anrechenbaren Kosten. 
2 Bei Vorhaben von kantonaler Bedeutung kann der Beitragssatz höher sein. 

§ 26n (neu) Auszahlung 

1 Das Volkswirtschaftsdepartement überweist den Beitrag gesamthaft nach Erhalt 
der Schlussabrechnung. Voraussetzung ist, dass verfügte Nebenbestimmungen 
und Auflagen eingehalten sind. 
2 Es ist befugt, die korrekte Ausführung zu überprüfen und entsprechende Bestä-
tigungen zu verlangen. 
3 Die Beiträge sind zurückzuerstatten, wenn rechtliche Bestimmungen verletzt, 
Bedingungen oder Auflagen missachtet oder die Beiträge mit unrichtigen Angaben 
beantragt worden sind. 

§ 26o (neu) Spezialfinanzierung der Gemeinden 

1 Der kommunale Anteil wird vom Gemeinderat im Rahmen einer Spezialfinanzie-
rung geführt.  
2 Die Verwaltungskosten der Gemeinde in Zusammenhang mit der Mehrwertab-
gabe werden der kommunalen Spezialfinanzierung belastet.  
3 Die Spezialfinanzierung wird gemäss der Bestimmung von § 24 Abs. 2 der Fi-
nanzhaushaltsverordnung für die Bezirke und Gemeinden vom 25. Juni 2019 
(FHV-BG)5 verzinst. 

§ 26p (neu) Verwendung der kommunalen Mittel 

1 Die kommunalen Mittel stehen im Rahmen von § 36j PBG für Gesuche von Pri-
vaten und kommunale Projekte zur Verfügung. 
2 Beiträge für die Entschädigung an Landumlegungen und von Auszonungen ha-
ben gegenüber Beiträgen für Massnahmen der Raumplanung Vorrang. 
3 Der Gemeinderat entscheidet über die Verwendung der Mittel.  

§ 26q (neu) Beitragsgesuch  

1 Das Beitragsgesuch ist beim Gemeinderat einzureichen und muss Folgendes ent-
halten: 
a) einen detaillierten Beschrieb der Massnahme samt den Plänen; 
b) eine Kostenberechnung und einen Finanzierungsplan; 
c) allfällige Beitragsgesuche, die an weitere Stellen gerichtet werden. 
2 Der Gemeinderat kann zusätzliche Unterlagen verlangen, wenn dies für die Be-
handlung des Gesuchs erforderlich ist.  

§ 26r (neu) Höhe und Beitragssatz 

1 Der Beitragssatz beträgt bis 50 % der anrechenbaren Kosten. 
2 Bei Vorhaben von regionaler Bedeutung kann der Beitragssatz höher sein. 
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§ 26s (neu) Auszahlung 

1 Der Gemeinderat überweist den Beitrag gesamthaft nach Erhalt der Schlussab-
rechnung. Voraussetzung ist, dass verfügte Nebenbestimmungen und Auflagen 
eingehalten sind. 
2 Er ist befugt, die korrekte Ausführung zu überprüfen und entsprechende Bestä-
tigungen zu verlangen. 
3 Die Beiträge sind zurückzuerstatten, wenn rechtliche Bestimmungen verletzt, 
Bedingungen oder Auflagen missachtet oder die Beiträge mit unrichtigen Angaben 
beantragt worden sind. 

§ 26t (neu) Berichterstattung 

1 Das Amt für Raumentwicklung veröffentlicht jährlich die Mittelverwendung der 
kantonalen Mehrwertabgabe. 
2 Die Gemeinden erstatten dem Amt für Raumentwicklung über die Mittelverwen-
dung jährlich Bericht. 

§ 26u (neu) Infrastrukturverträge 

1 Infrastrukturverträge regeln Rechte und Pflichten von Bauherrschaft und Ge-
meinden im Zusammenhang mit der Verwirklichung einer Planung oder eines Bau-
vorhabens. 
2 Gegenstand der Verträge können insbesondere sein: 
a) die Beteiligung der Bauherrschaft an der Infrastruktur für Verkehrsanlagen, 

für die Gestaltung des öffentlichen Raums und für Freiräume; 
b) die Beteiligung der Bauherrschaft an öffentlichen Einrichtungen von kommu-

naler Bedeutung für Soziales, Gesundheit und Bildung; 
c) der Abtausch oder die Abtretung von Grundstücken oder Grundstücksteilen 

sowie die Einräumung von Bau- und Nutzungsrechten für Bauten und Anlagen 
im öffentlichen Interesse; 

d) die Frist zur Überbauung; 
e) die Vertragsdauer; 
f) das Kaufrecht zugunsten des Gemeinwesens im Fall der Nichtüberbauung; 
g) die Verpflichtung zur Etappierung des Bauvorhabens. 
3 Scheitern die Vertragsverhandlungen oder wird vom Vertrag zurückgetreten, wird 
die Mehrwertabgabe veranlagt. Bei Wertunterschieden ist eine Teilveranlagung zu-
lässig.  

§ 36 Abs. 3 (neu) 

3 Konkret gelten die Norm SIA 500 «Hindernisfreie Bauten» und die Norm VSS 
640 075 «Fussgängerverkehr-Hindernisfreier Verkehrsraum». 

§ 47 Abs. 3 (neu) 

3 Zu Ausnahmen vom Waldabstand nimmt das Amt für Wald und Natur, zu jenen 
vom Gewässerabstand das Amt für Gewässer und zu den übrigen Ausnahmen das 
Amt für Raumentwicklung Stellung. 
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II. 

1 Dieser Beschluss wird im Amtsblatt veröffentlicht und in die Gesetzsammlung 
aufgenommen. 
2 Er tritt per 1. April 2023 in Kraft. 
 
 
 Im Namen des Regierungsrates: 
 Der Landammann: André Rüegsegger 
 Der Staatsschreiber: Dr. Mathias E. Brun 
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